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Wohnraumfonds
Stadtzürcher Abstimmung
vom 18. Juni 2023

Informationen
in Echtzeit statt
Fahrplanangaben
Der ZVV verbessert die Auskünfte
am Ticketautomaten

sho. · DerBildschirmderTicketautoma-
ten im Zürcher Verkehrsverbund (ZVV)
zeigt heute jeweils die Menuauswahl mit
den Funktionen, die es braucht, um ein
Billett zu kaufen. In Zukunft erscheinen
hier die nächsten Abfahrten an der ent-
sprechenden Haltestelle. Für eine Test-
phase von wenigen Monaten sind rund
350 Automaten in der Stadt Zürich um-
gerüstet worden. Ab sofort ist es dort
möglich, über den Button «Nächste Ab-
fahrten» am unteren Bildschirmrand den
Fahrplan aufzurufen. Zusätzlich erschei-
nenEreignismeldungen,soferndieHalte-
stelle oder die aufgeführten Linien von
einer Störung oder vonVerspätungen be-
troffen sind.

Voraussichtlich im Spätsommer, nach
Abschluss der Probephase, wird umge-
stellt. Dann werden die Echtzeitinfor-
mationen über dieVerkehrslage als Bild-
schirmschoner angezeigt. Durch Berüh-
ren des Screens gelangt man dann zum
Menu. Ausserdem wird es möglich sein,
sich die Informationen über die Abfahr-
ten vorlesen zu lassen. Ebenfalls ab Spät-
sommerwirddie erweiterteFahrgastinfor-
mation schrittweise auf alle 1357 Ticket-
automaten im ZVV-Gebiet ausgeweitet.
Informationen seien im Ereignisfall zen-
tral, deshalb würden aktuelle Meldungen
von den Fahrgästen sehr geschätzt, wird
der ZVV-DirektorDominikBrühwiler in
der Meldung zitiert.

300 Millionen Franken
für mehr günstige Wohnungen?
Die Vorlagen für einen Wohnraumfonds in der Stadt Zürich im Überblick

DANIEL FRITZSCHE
UND MICHAEL VON LEDEBUR

Mit Geld aus einem neuen staatlichen
Fonds sollen Genossenschaften, Stiftun-
gen und die Stadt Zürich selber mehr
gemeinnützige Wohnungen kaufen,
bauen oder erneuern können. Dafür
sollen insgesamt 300 Millionen Franken
zurVerfügung stehen.Abgestimmt wird
über einen Objektkredit von 100Millio-
nen und einen Rahmenkredit von 200
Millionen Franken sowie eineÄnderung
der Gemeindeordnung. Stadt- und Ge-
meinderat sowie SP, GLP, Grüne und
AL unterstützen die Vorlagen. FDP,
SVP,Mitte und EVP lehnen sie ab.

Worüber wird abgestimmt?
Schon heute fördert die Stadt Zürich
den gemeinnützigenWohnungsbau auf
mannigfacheWeise.Nun soll nach dem
Willen des rot-grün dominierten Stadt-
und Gemeinderats ein weiteres Mit-
tel dazukommen. Mit Geld aus einem
neuen Wohnraumfonds sollen Genos-
senschaften, Stiftungen und die Stadt
Zürich selber mehr gemeinnützige
Wohnungen kaufen, bauen oder er-
neuern können. Der Fonds soll mit
300 Millionen Franken bestückt wer-
den. «Gemeinnützig» bedeutet, dass
der geschaffene Wohnraum zur Kos-
tenmiete, ohne Gewinnabsichten an-
geboten wird.

Am 18. Juni stimmen die Zürcherin-
nen und Zürcher über zwei Vorlagen
ab: zum einen über einen Objektkredit
von 100Millionen sowie einen Rahmen-
kredit von 200 Millionen. Zum anderen

über eine Änderung der Gemeinde-
ordnung – der «Verfassung» der Stadt
Zürich –, die es für die Schaffung des
neuen Fonds braucht.

Wie funktioniert der Wohnraumfonds?
Vorerst soll der Fonds mit 100Millionen
Franken «auskommen».Die zusätzlichen
200 Millionen Franken bilden eine Art
Reserve. Das Stadtparlament kann dar-
aus den Fonds bei Bedarf speisen. Da-
gegen wird kein Referendum möglich
sein. Bauherren können bei der Stadt
Zuschüsse für konkrete Landkäufe,
Neubau- oder Sanierungsprojekte bean-
tragen. Bis zu einer Limite von 10 Mil-
lionen Franken wird der Stadtrat eigen-
mächtig Geld an Bauträger sprechen
können. Beträge über dieser Limite be-
dürfen eines Entscheids des Stadtparla-
ments.Wie viele zusätzlicheWohnungen
dank dem Fonds erstellt werden können,

kann der Stadtrat derzeit nicht beziffern.
Dies, weil einzelne Projekte finanziert
werden, die sehr unterschiedlich ausge-
staltet sein können.

Was ist der Hintergrund?
Bis 2050 soll nach demWillen der Stadt-
zürcher Stimmberechtigten ein Drittel
aller Mietwohnungen in Zürich gemein-
nützig sein. Seit 2011 ist dieses soge-
nannte Drittelsziel in der Gemeindeord-
nung verankert. Doch der rot-grün ge-
prägten Politik geht es zu wenig schnell
vorwärts. Bei der letzten Auswertung
Ende 2019 waren erst rund ein Vier-
tel aller Wohnungen gemeinnützig; die
Zahl ist seit längerem stabil.Vom neuen
Wohnraumfonds erwartet der Stadt-
rat einen Schub in Richtung mehr Ge-
meinnützigkeit. Angesichts steigender
Mietpreise sei es für immer mehr Leute
schwierig, eine Wohnung zu finden.
Der Stadtrat sieht die soziale Durch-
mischung in der Stadt in Gefahr.

Der Wohnraumfonds wäre bei wei-
tem nicht das erste Instrument für mehr
gemeinnützige Wohnungen in Zürich:
Mit dem städtischen Wohnungsbau,
der Stiftung PWG, der Stiftung Alters-
wohnungen, der Stiftung Wohnungen
für kinderreiche Familien sowie der
Stiftung Einfach Wohnen bestehen
mehrere Institutionen, die das glei-

che Ziel für zum Teil unterschiedliche
Gruppen verfolgen.

Was sagen die Befürworter?
Die linken Parteien inklusive Grünlibe-
rale sehen den neuen Fonds als not-
wendiges Hilfsmittel zur Linderung der
«Wohnungsnot» in der Stadt Zürich.
Die Angebotsmieten seien in den letz-
ten 20 Jahren um fast die Hälfte gestie-
gen, argumentiert die SP. Darum sei der
Wohnraumfonds «dringend nötig» im
Kampf gegen teure Mieten und eine
«sinnvolle Ergänzung» bestehender För-
derinstrumente. Aus Sicht des rot-grün
dominierten Stadtrats geht es in erster
Linie darum,Genossenschaften und an-
dere gemeinnützige Bauherren dabei
zu unterstützen, auf dem überhitzten
Immobilienmarkt überhaupt noch mit-
bieten zu können, wenn Liegenschaften
zum Verkauf stehen. Zudem soll dank
dem Fonds verhindert werden, dass die
höheren Landpreise auf Mieterinnen
und Mieter überwälzt werden.

Was sagen die Gegner?
FDP, SVP, Mitte und EVP sehen die
Schaffung eines neuen Fonds als fal-
schen Schritt. Das viele Geld werde
nicht investiert, sondern verschenkt
und abgeschrieben, finden die Freisin-
nigen. So werde lediglich der Immobi-

lienmarkt weiter angeheizt. Vereinfacht
gesagt profitiere vom Wohnraumfonds
lediglich 1Prozent der Bevölkerung,
während die restlichen 99 Prozent mit
höheren Mieten dafür zahlten, schreibt
die FDP. Und es sei anzuzweifeln, dass
die angestrebte Durchmischung tatsäch-
lich erreicht werde und die Finanzspritze
jenen zugutekomme, die darauf ange-
wiesen seien. Die Stadt hat darauf ver-
zichtet, strenge Belegungsvorschriften in
Bezug auf Einkommen und Vermögen
einzufordern als Bedingungen für eine
Unterstützung.

Die Position der NZZ
DieNZZ lehnt dieVorlagen ab.DieAnge-
botsmieten in der Stadt Zürich sind zwar
tatsächlich hoch. Doch zur Lösung des
Problems braucht es nicht immer mehr
staatliches Geld, sondern – bei gleich star-
ker Zuwanderung – vor allem eines: eine
Wohnbau-Offensive. Mit deutlich gestei-
gertem Angebot werden die Preise sin-
ken. Dafür müssen Bauvorschriften ge-
lockert und nicht weiter verschärft wer-
den, wie dies etwa durch den neuen
Richtplan geschehen ist.Die Rezepte der
rot-grünen Parteien, die Zürich seit über
30 Jahren regieren, haben zu wenig Wir-
kung entfaltet. Sie kommen nur einigen
Privilegierten zugute. Die grosse Mehr-
heit hat das Nachsehen.

DassWohnungen knapp sind, darüber herrscht Einigkeit – aber nicht darüber, wie dem zu begegnen sei. ENNIO LEANZA / KEYSTONE

Brüttener Tunnel
kommt einen
Schritt voran
sho. · Damit das Bahnangebot imRaum
Zürichverbessertwerdenkann,braucht es
zwischen Zürich und Winterthur durch-
gehend vier Gleise. Zwischen Effretikon
undWinterthur steht heute aber lediglich
eineDoppelspur zurVerfügung.Nun liegt
das Ausbauprojekt für diesen Abschnitt
vom 30.Mai bis am 28. Juni öffentlich auf,
wie die SBB amMontag bekanntgegeben
haben. Bis Mitte des nächsten Jahrzehnts
soll dieser Abschnitt erweitert werden.
Kernstück ist der neun Kilometer lange
zweispurige Brüttener Tunnel, dessen
Bau bereits in den 1980er Jahren geplant
war, damals aber zurückgestellt wurde.
Der Tunnel beginnt an der Stadtgrenze
vonWinterthur und verzweigt sich weiter
südlich nach Bassersdorf und Dietlikon.

Das Grossprojekt erhöht die Bahn-
kapazität zwischen Zürich und Winter-
thur um 30 Prozent. Pro Tag können in
Zukunft etwa 900 Züge rund 156 000
Fahrgäste befördern. Mit Kosten von
2,9 Milliarden Franken ist es das grösste
Projekt im Rahmen des Ausbauschritts
2035 des Bundes.

Arbeitsreduktion für Klimaschutz
Der Grünen-Präsident Balthasar Glättli gewinnt den «Rostigen Paragraphen» für den «unnötigsten» Vorstoss des Jahres

PHILIPP GOLLMER

Mehr Freizeit und dabei erst noch das
Klima retten? Das sollte machbar sein,
sagte sich der Zürcher Nationalrat und
Grünen-Präsident Balthasar Glättli.
Denn wer frei habe, verstopfe im Berufs-
verkehr keine Strasse, und wer im Bett
liegen bleibe, verbrauche weniger Res-
sourcen.Glättli reichte darum inBern ein
Postulat ein, um prüfen zu lassen, ob das
Klima durch eine generelle Reduktion
derArbeitszeit geschützt werden könnte.

Damit gewann er zwar keine Mehr-
heit im Parlament, dafür den Preis für
den unsinnigsten Vorstoss des Jahres
2022, den «Rostigen Paragraphen». Seit
17 Jahren verleiht die IG Freiheit die-
sen Preis und lässt dabei in einem On-
line-Voting das «unnötigste» Gesetz

küren. Balthasar Glättlis Vorstoss
setzte sich mit klaren 46 Prozent der
Stimmen von den weiteren Anwärtern
auf den Preis ab, wie die Interessen-
gruppe amMontag bekanntgab. Eben-
falls nominiert waren vier weitere Vor-
schläge.

Einmal jener andere Ansatz zur Kli-
marettung, den die Bürgerbewegung
Agissons aus derWaadt verfolgt. Sie fin-
det, dassWerbung unser Denken verein-
heitliche und unser «Konsumverhalten
normalisiert». So erzeugeWerbung eine
Vielzahl von unnötigen Wünschen und
fördere übermässigen Konsum undAb-
hängigkeiten, was wiederum die Um-
welt belaste. Für die GruppierungAgis-
sons ist deshalb klar: Nur die Einfüh-
rung einer progressiven Werbesteuer
kann uns retten. Wer grosse, aggres-

siveWerbekampagnen schalte, solle zur
Kasse gebeten werden.

Offene Toiletten für alle

Auch vor der Notdurft der Bürgerinnen
und Bürger macht die Paragraphenflut
nicht halt. In der Stadt Zürich regelt der
«Masterplan Züri-WC» auf 270 Seiten
detailliert, welche Instandsetzungs- und
Erneuerungsmassnahmen vorgesehen
sind und wo allfälligeWC-Schliessungen
anstehen.DenZürcherGrünen ist dieser
Masterplan immer noch zu wenig aus-
führlich:Künftig sollenauchdieToiletten
von Restaurants und Ladengeschäften
kostenlosundohneKonsumationspflicht
genutzt werden können. Schliesslich
gibt es laut der Grünen-Gemeinderätin
Anna-Béatrice Schmaltz «Leute, die lie-

ber dieToilette eines Restaurants benut-
zen statt ein öffentliches Züri-WC».An-
gesichts diesesNotstandeskannmanden
SchutzdesPrivateigentums– zudemToi-
letten in Restaurants nun mal gehören –
getrost hintanstellen.

Es liegt in der Natur derWeltgesund-
heitsorganisation (WHO), dass sie sich
um die Gesundheit der Weltbevölke-
rung sorgt. Im Kampf gegen Überge-
wicht hat die WHO nun einen neuen
Feind erkoren: die Gesichter von
Schoggi-Samichläusen. Ihre verführe-
rischen Visagen auf den Verpackungen
würden vor allem Kinder zu unnöti-
gem Konsum verleiten und seien mit-
verantwortlich für die Fettleibigkeit
der Weltbevölkerung. Deshalb emp-
fiehlt dieWHO, die Gesichter auf Sami-
chlaus-Verpackungen zu entfernen –

auch in der Schweiz. Glück haben die
Schoggi-Hasen, die ja «schoggiblutt» im
Ladenregal stehen und ohne verführeri-
sche Verpackung auskommen.

Traumdeutungsverbot

Der Thurgau bekämpft derweil Wahr-
sager, Traumdeuter und Kartenleger. Im
Ostschweizer Kanton sind der Blick in
dieKristallkugel unddasBeschwörenvon
Geistern verboten. So sieht es das Thur-
gauerEinführungsgesetz zumStrafgesetz-
buchvor.Anbieter vondubiosenAngebo-
ten sollengebüsstwerden,wenndiese«ge-
werbsmässig denAberglauben,aber auch
dieLeichtgläubigkeit anderer»ausbeuten.

Alle diese Vorschläge sorgten für
Stirnrunzeln. Aber an Balthasar Glättli
kam keiner heran.
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«Den Menschen in allen Sinnen erreichen»
Der Lehrermangel in Zürich ist noch immer akut – die Rudolf-Steiner-Schulen spüren ihn noch stärker als die Volksschulen

DENNIS HOFFMEYER (TEXT),
FABIAN FIECHTER (BILDER)

Die Studierenden singen, laufen im Kreis
und umarmen sich. «Awake your sleepy
fellows and hear the cuckoo coo.» Dann
winkt der Dozent im grossen Saal der
Akademie für anthroposophische Päd-
agogik in Dornach ab und stellt sich in
die Mitte eines mit Stühlen arrangierten
Halbkreises.Er schreibt dasWort «Wille»
an dieWandtafel – und dieVorlesung be-
ginnt. Der Titel: «Allgemeine Menschen-
kunde als Grundlage der Pädagogik von
Rudolf Steiner».Die Studierenden philo-
sophieren in der Vorlesung über die Fra-
gen:Was ist Wille, und wie bringe ich ein
Kind dazu, dass es selbständig lernt?

140 Studierende starten pro Jahr an
der Akademie und befassen sich mit der
Waldorfpädagogik. Mit über 1100 Schu-
len in knapp 70 Ländern gelten die Wal-
dorfschulen als grösste freie Schulbewe-
gung der Welt. Rudolf Steiner, Schöpfer
der Schulen und Begründer der Anthro-
posophie, hat vor mehr als 100 Jahren ge-
lehrt, dass der Mensch aus Geist, Seele
und Leib bestehe. Doch Steiners Theo-
rien sind umstritten. Geht es nach ihm,
können die Naturwissenschaften allein
dieWelt nicht vollständig erfassen. Denn
bestimmt werde dieseWelt von übersinn-
lichen Kräften.

Mit Steiner verbinden viele Perso-
nen zudem seine fremdartig-esoterische
Weltanschauungslehre und rassistische
Aussagen in seinen zahlreichen Vorträ-
gen zu Beginn des 20. Jahrhunderts: «Die
weisse Rasse ist die zukünftige, die am
Geiste schaffende Rasse.» Für viele ist
dieAnthroposophie wegen SteinersAus-
sagen einNo-Go,fürmanche,weil sie Spi-
ritualität grundsätzlich misstrauen. Stei-
ner-Befürworter sehendas anders.Rudolf
Steiner sei kein Rassist gewesen. Man
müsse seine Aussagen im Kontext der
Zeit und seinesGesamtwerks betrachten.

Das Kind im Zentrum

Trotz aller Skepsis entscheiden sich Leh-
rerinnen wie die ZürcherinAnna Schmid
für dieWaldorfschulen. Schmid, 41 Jahre
alt, studiert seit einem Jahr an der anthro-
posophischenAkademie.Sie ist durch ihre
Kinder aufdieSchule aufmerksamgewor-
den, davor war sie sieben Jahre Lehrerin
an einer Volksschule. Dort habe sie viele
Dinge erlebt, die ihr nicht gepasst hätten,
sagt Schmid:«Wenn dieKinder in der ers-
ten Klasse vom Stuhl herunterfallen,weil
sie zumüde sind,kann das nicht gut sein.»
Wegen solcher Erfahrungen als Lehrerin
hat Schmid ihr erstesKind in dieWaldorf-
Spielgruppe geschickt.

Das reicht Schmid aber nicht. Sie
möchte tiefer in Steiners Pädagogik ein-
tauchen: «In derWaldorfpädagogik steht
das Kind klar im Zentrum», sagt Schmid
und erzählt begeistert von ihrer derzeiti-
genTätigkeit als Klassenlehrerin an einer
Rudolf-Steiner-Schule in der Unterstufe
inZürich.Aufgrunddes dual aufgebauten
Studiums ist dasUnterrichten bereits von
Beginn an Teil der Ausbildung.

In ihremStudiumanderAkademiebe-
fasst sie sich gleichzeitig mit der esoteri-
schen Weltanschauung von Rudolf Stei-
ner. Doch Teil des Unterrichts wird diese
gemäss Schmid nie: «Wir möchten den
Kindernnicht irgendwelcheWeltanschau-
ungenüberstülpen.»Esgehemehrdarum,
den Kindern die richtigen pädagogischen
Impulse zu geben, sagt Schmid und be-
zieht sich dabei auf die Frage aus derVor-
lesung:Wie bringe ich dasKind dazu,dass
es selbständig lernt?

Schmid rückt dabei die Lehrperson
ins Licht. Denn in derWaldorfpädagogik
steht nicht nur das Kind im Zentrum, der
Lehrerhat fast schoneineautoritäreRolle
inne.IndenerstenachtJahrenbegleitetein
Klassenlehrer die Kinder und unterrich-
tet morgens eine Vielzahl von Fächern –
und das meist ganz ohne Lehrbücher.

Diese Autorität scheint manche junge
Menschen zu faszinieren. Einer davon
ist der 27-jährige Sebastian Brügmann
aus Zürich. Brügmann ist seit gut einem
JahrKlassenlehrer anderRudolf-Steiner-
Schule in der Stadt Zürich – insgesamt
fünf Schulen gibt es im Kanton. Brüg-

mann hat sich für die Waldorfpädagogik
entschieden, weil er dort als Kind eine
«wunderbare» Schulzeit gehabt habe und
sich mehrheitlich an tolle Erlebnisse zu-
rückerinnernkönne.Sei esdie spielerische
Art zu lernen oder die grosse gestalteri-
sche Freiheit, die einem an Steiner-Schu-
lengegebenwerde.Fürden27-Jährigen ist
es ziemlichklar:wennPädagogik,danndie
von Rudolf Steiner inspirierte.

Die Temperamente sortieren

Ein grosser Unterschied zu staatlichen
Schulen:KlassischeLehrmittelwieGram-
matikbücher, Taschenrechner oder Re-
chenblätter gibt es in der Unterstufe fast
keine. «Wir versuchen den Menschen in
allen Sinnen zu erreichen», sagt Brüg-
mann. Steiners anthroposophische Lehre
wird laut Brügmann nicht im Unterricht
behandelt. Im Gegenteil: Die Anthropo-
sophie sei etwas, das man im Studium
in seinen Rucksack packe und als soge-
nanntesWerkzeug oder Hilfsmittel in ge-
wissen Momenten benutzen könne, sagt
Brügmann. «Wenn ein Teil der anthropo-
sophischen Lehre mit einfliessen sollte,
dann hauptsächlich bei der Vorbereitung
oder lebendig im Unterricht umgesetzt.»

Einer dieser Aspekte in der Vorberei-
tung sei die Temperamenten-Lehre. Die
LehrpersonkanndieSchülernachTempe-
ramenten sortieren. Dabei unterscheidet
sie zwischen Cholerikern, Sanguinikern,
Phlegmatikern und Melancholikern. Um
dasvorherrschendeTemperamentbei den
Schülern zuerkennen,müssemandie cha-
rakteristischen Gesten und Mimiken ge-
nau studieren. Brügmann setzt dabei ins-
besondere auf sein Gefühl und auf seine
Erfahrungen. «Kinder mit dem gleichen
Temperament können bei Bedarf neben-
einandergesetzt werden. So sollen sie ler-
nen,mit ihremTemperament umzugehen,
und sich dabei weiterentwickeln.» Setzt
manzweiCholerikernebeneinander,wür-
den diese sich aneinander «abreiben».

Trotzdem heisst es in der Anthropo-
sophie: Nichts geht über die Würde und
Autonomiedes Individuums.Wann immer
möglich sollte das gefördert werden, was
das Kind ausmacht. Die Rudolf-Stei-
ner-Schule sieht Handys, Fernseher oder
Computer als starke Ablenkung auf die-
sem Entwicklungsweg. Sie setzt sich des-
halb vehement gegen eine zu frühe Nut-
zung ein und hat mit Eltern und Eltern-
vertretern einMedienkonzept entwickelt.
Brügmann erklärt,man schütze damit die
SchülerinnenundSchüler vor einer zu frü-
hen Nutzung. Die Kinder würden erst in
der Schule einen sicheren und gesunden
Umgang mit Geräten undMedien lernen
und später damit besser umgehen.

Auchwenn dieWaldorfschulen anders
sind als dieVolksschulen:Beide kämpfen
gegen den akuten Lehrermangel. Viele
Gespräche dieser Recherche haben ge-
zeigt,dass es für dieRudolf-Steiner-Schu-
len noch etwas schwieriger ist,die zahlrei-
chenoffenenStellen zubesetzen.Das liegt
einerseits an den Vorurteilen gegenüber
der Pädagogik, andererseits an der an-
gespannten finanziellen Situation. Denn
im Vergleich zu Deutschland sind Wal-
dorfschulen in der Schweiz reine Privat-
schulen und finanzieren sich ausschliess-
lich über Spenden und die Gelder der
Eltern. Die Eltern bezahlen je nach Ein-
kommen.Sowollte esdamalsRudolf Stei-
ner. In Zürich bedeutet das: Jede Familie
bezahlt 16,5 Prozent ihres Einkommens
– unabhängig davon, wie viele Kinder an
der Schule sind. Nur bei einer Ein-Kind-
Familie ist der Betrag kleiner. Der Mini-
mumbetrag proMonat liegt bei 686 Fran-
ken,derMaximalbetragbei 2820Franken.

Das anthroposophische Studium hat
zudem seinen Preis.Während die Pädago-
gischeHochschule Zürich staatlich unter-
stützt wird und die Semestergebühren bei
rund720Franken liegen,kostet einhalbes
Jahr anderAkademie3850Franken.Dazu
sinddieLöhneandenWaldorfschulen tie-
fer als an den öffentlichen Schulen.Trotz
diesen schlechten finanziellenAussichten
und den ganzen Vorurteilen haben sich
Anna Schmid und Sebastian Brügmann
fürdieWaldorfpädagogikentschieden.Sie
haben nach einem Sinn gesucht und ihn
in Rudolf Steiner gefunden.

Dozent Marcus Schneider unterrichtet zumThemaAllgemeine Menschenkunde Rudolf Steiners. Die Klasse singt zuerst ein Lied.

Rudolf Steiners Lehre geht davon aus, dass dieWelt von übersinnlichen Kräften bestimmt wird.

Anna Schmid unterrichtet derzeit in der Unterstufe an einer Rudolf-Steiner-Schule in Zürich.


